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Liebe BGT-Mitglieder, 

dieser Mitgliederrundbrief möchte Sie kurz über einige 

Formalien informieren und Ihnen dann einen Rückblick 

auf unsere Arbeit im Jahr 2013 geben. 

I. Formales 

Für den Einzug des Mitgliederbeitrags Anfang April 2014 

werden wir zum ersten Mal das SEPA-Basis-

Lastschriftverfahren einsetzen. Wir würden uns freuen, 

wenn Sie auf dem beiliegenden  „Prüfbogen für Ihre 

Mitgliedsdaten im BGT und Mitteilung über den SEPA-

Einzug“  Ihre Daten überprüfen und uns bei  fehlerhaften 

Daten eine Rückmeldung geben.  Auf diesem Weg kön-

nen Sie auch Ihre E-Mail-Adresse aktualisieren. Dieses 

Formular enthält auch Ihre Mitgliedsnummer, die Sie für 

die  Preisermäßigung bei Tagungen benötigen.  

Wenn Sie Einzelmitglied sind, werden wir Ihren Mit-

gliedsbeitrag Anfang April von Ihrem uns genannten 

Konto abbuchen und Ihnen am Ende des Jahres eine 

Bestätigung über den gezahlten Mitgliedsbeitrag zusen-

den. Diesem Mitgliederrundbrief liegt deshalb die Zu-

wendungsbestätigung für das Jahr 2013 bei. Bei Abbu-

chung des Mitgliedsbeitrags geht Ihnen also keine Rech-

nung zu.  

Wenn Sie als Institution Mitglied sind, erhalten Sie eine 

Rechnung für den Mitgliedsbeitrag. Diesem Mitglieder-

rundbrief liegt eine Rechnung für den Mitgliedsbeitrag 

2014 bei. Falls Sie uns einen Abbuchungsauftrag erteilt 

haben, werden wir den Mitgliedsbeitrag Anfang April 

2014 von Ihrem Konto abbuchen.  Dies ist auf Ihrer 

Rechnung vermerkt. Falls Sie uns keinen Abbuchungsauf-

trag erteilt haben, bitten wir Sie, den Beitrag bis spätes-

tens 31.03.2014 zu zahlen. 

II. Rückblick auf das Jahr 2013  

Die Umsetzung  der UN-Behindertenrechtskonvention 

im deutschen Betreuungswesen beschäftigt den Be-

treuungsgerichtstag schon seit mehreren Jahren. Unter 

dem Titel „Menschen und Rechte – Behindertenrechts-

konvention und Betreuung“ fand im November 2010 der 

12. Betreuungsgerichtstag statt.  Auch der 13. Be-

treuungsgerichtstag im November 2012 lieferte unter 

dem Titel „20 Jahre Betreuungsrecht – da geht noch 

mehr! Selbstbestimmung achten – Selbstständigkeit 

fördern“ Impulse in diese Richtung. Das alte Reforman-

liegen, Wunsch und Wille der Betroffenen in den Mittel-

punkt des Betreuungsrechts zu rücken, beschäftigt uns 

auch weiter.  

Ein Schwerpunkt der Arbeit im BGT-Vorstand und auch in 

einer interdisziplinär besetzten Arbeitsgruppe des BGT 

war das Thema Zwangsbehandlung. Auch hier geht es im 

Kern um den Wunsch und Wille des Betroffenen, in der 

extremen Situation, dass der Betroffene seine Wünsche 

nicht mehr äußern kann. In diesem Sinne äußerte sich 

der BGT im Jahr 2012 mehrmals zu Fragen zur 

Zwangsbehandlung innerhalb einer betreuungsrechtli-

chen Unterbringung (BtPrax 1/2013, 21f). Am 26.02.2013 

traten dann neue gesetzliche Regeln für die Zwangsbe-

handlung im Rahmen der betreuungsrechtlichen Unter-

bringung in Kraft (siehe BtPrax 2/2013, 44ff, BtPrax 

3/2013, 83-98).  

Offen waren im Jahr 2013 noch die Fragen zur 

Zwangsbehandlung in den Psychisch-Kranken-Gesetzen 

der Länder. Außerdem stellte sich die Frage nach der 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in den 

PsychKGen der Länder. Der BGT hat im Februar 2013 

Vorschläge für eine Behandlungsregelung in PsychKGen 

unterbreitet und diese an die zuständigen Ministerien 

des Bundes und der Länder versandt (BtPrax 4/2013, 

147f). Im August 2013 hat er sich zum hessischen Ent-

wurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts zur 

Unterbringung psychisch kranker Menschen vom 3. Juli 

2013 geäußert (BtPrax 5/2013, 200f). Wir haben dabei 

gefordert, dass es sich bei den Psychisch-

Krankengesetzen der Länder nicht mehr um polizeirecht-

liche Gefahrenabwehr, sondern um psychiatrische Kri-

senintervention im Rahmen eines Gesamtkonzepts psy-

chiatrischer Hilfsangebote handeln müsse. Die Psychisch-

Krankengesetze der Länder müssen starke präventive 

Elemente enthalten und so zu „Unterbringungsverhinde-

rungsgesetzen“ werden. Eine besonders kritische Positi-

on nehmen wir zu den in den Psychiatriereferaten offen-

bar nicht aufgegebene Meinung ein, ärztliche Zwangsbe-

handlung sei auch zum Schutz Dritter zulässig. Die 

schwersten Bedenken erheben wir gegen die Zulassung 

der Zwangsbehandlung bei einwilligungsfähigen Perso-

nen. Diese Regelung kann nach unserer Ansicht schon 

deshalb keinen Bestand haben, weil Menschen, die ihren 

Willen frei bestimmen können, also einsichts- und ent-

scheidungsfähig sind, gegen ihren Willen keinen Eingrif-

fen in ihre körperliche Unversehrtheit unterzogen wer-

den dürfen. 

Regionale Tagungen 

Der 26. BGT West beschäftigte sich am 27. Februar 2013 

in der Ev. Fachhochschule Bochum mit dem Thema 

„Zwangsbehandlung? Es geht auch anders!“ akzentuiert 

aus ärztlicher und pflegerischer Sicht. Martin Zinkler, 

Chefarzt am Klinikum Heidenheim, berichtete von seinen 

Erfahrungen bei der Behandlung chronisch psychotischer 

Patienten ohne Zwangsbehandlung, Bruno Hemkendreis, 

Vizepräsident der Deutschen Fachgesellschaft Psychiatri-

sche Pflege, fragte: “Heilt oder traumatisiert Zwangsbe-

handlung?“ 

Auch der  9. Württembergische BGT am 8. März 2013 in 

der Hochschule Ravensburg-Weingarten widmete sich 

der Frage „Autonomie und rechtliche Betreuung - wann 

sind Zwangsmaßnahmen noch zulässig?“ Nach den 
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Eröffnungsvorträgen konnten die Teilnehmer in ver-

schiedenen Arbeitsgruppen die Zwangsbehandlungsthe-

matik vertiefen. Der Tag endete mit der Podiumsdiskus-

sion „Heilen unter Zwang – ein Streitgespräch“. Ausführ-

licher Bericht in der BtPrax 4/2013, 147.   

Der 4. Bayerischer BGT am 25. Juli 2013 in München 

sprach sich „Für mehr Qualität im Betreuungsverfahren“ 

aus. Hier wurde nach der Qualität von Gutachten im 

Betreuungsverfahren, den Fortbildungsmöglichkeiten für 

Richterinnen und Richter, Eignungskriterien für Berufsbe-

treuerinnen und Berufsbetreuer, der Qualität der Verfah-

renspflegertätigkeit sowie den neuen Aufgaben der Be-

treuungsbehörden gefragt. 

Der 6. BGT-Mitte am 31. Juli 2013 in Kassel behandelte 

die Frage "Zwangsbehandlung" – oder "Mein Recht auf 

Krankheit"? mit einem Vortrag von Prof. Dr. Martin 

Ohlmeier aus medizinischer und Prof. Dr. Lipp aus recht-

licher Sicht. Zum Schluss beantwortete Margret Osterfeld 

die Frage „Zwangsbehandlung – Was bringt eine Patien-

tenverfügung?“. 

Der 3. BGT Sachsen-Anhalt griff die Diskussion um den 

demografischen Wandel auf und machte am 30. und 31. 

August 2013 in Haldensleben „Demenz - eine Aufgabe 

für die rechtliche Betreuung“ zum Thema. Die Vorträge 

beschäftigten sich mit dem Recht auf Verwirrtheit, Fra-

gen rund um PEG und künstliche Ernährung sowie die 

Begleitung pflegender Angehöriger. 

Einen weiten Blick in die Zukunft gönnte sich der 11. 

Nord-BGT am 12.-14.09.2013 in Hildesheim mit dem 

Thema „50 Jahre Betreuungsrecht – ein  ungewöhnli-

cher Ausblick“.  Nach einem einführenden Vortrag von 

Peter Winterstein beschäftigten sich die Teilnehmerin-

nen und Teilnehmer in vier Zukunftswerkstätten mit den 

Themen „Zwangsbehandlung vor Selbstbestimmung?“, 

„Betreuungsrecht – weiter flicken oder neu stricken?“, 

„Kommunalisierung des Betreuungsrechts bzw. Struktur-

reform?“ und „Der Bürgergesellschaft gehen die Bürger 

aus – Ehrenamt als Bürgerpflicht!?“ Am Ende der Tagung 

stand die Hildesheimer Erklärung „Änderung in den Köp-

fen!“ welche die Umsetzung des Selbstbestimmungs-

rechtes der Betroffenen als Handlungsmaxime aller im 

Betreuungswesen Tätigen fordert (BtPrax 6/2013, 244f). 

Wichtig für die Entwicklung des Betreuungswesens wa-

ren im Jahr 2013 sicherlich auch die regelmäßigen Tref-

fen des „Kasseler Forums“, zu dem wir die Verbände im 

Betreuungswesen eingeladen haben. Nachdem im Jahr 

2012 erfolgreich fachliche Eignungskriterien für beruflich 

tätige Betreuer verabschiedet werden konnten (BtPrax 

5/2012, 199ff), beschäftigte sich die Gruppe in diesem 

Jahr mit Assistenzmodellen innerhalb und außerhalb der 

Betreuung.   

Im Oktober 2013 haben Sie als BGT-Mitglied Bd. 13 unse-

rer Reihe „Betrifft: Betreuung“ erhalten. „20 Jahre Be-

treuungsrecht – da geht noch mehr Selbstbestimmung 

achten – Selbstständigkeit fördern!“ Das Buch wurde 

von Dr. Andrea Diekmann und Gerold Oeschger in ehren-

amtlicher Schriftleitung herausgegeben. Falls der Band 

Sie nicht erreicht hat, melden Sie sich bitte in der Ge-

schäftsstelle! 

 

Der 14. bundesweite Betreuungsgerichtstag vom 20.-

22.11.2014 in Erkner bei Berlin wird sich unter dem 

Motto „Wunsch und Wille der Betroffenen“ mit der 

Umsetzung des Selbstbestimmungsrechts der Betreuten 

in den verschiedenen Aufgabenkreisen der Betreuung 

und den unterschiedlichen Lebenslagen der Betreuten 

befassen. Auch bei der Einrichtung einer Betreuung hat 

das Selbstbestimmungsrecht des Betroffenen eine zent-

rale Bedeutung, weshalb der 14. Bundes-BGT sich mit der 

Umsetzung des Gesetzes zur Stärkung der Funktionen 

der Betreuungsbehörde beschäftigen wird. Alle Interes-

sierten sind schon jetzt herzlich eingeladen! Das Pro-

gramm erscheint in der BtPrax 3/2014.  BGT-Mitgliedern 

wird das Programm Anfang Mai 2014 zugeschickt. 

Vorankündigungen 2014: 

27. Westdeutscher BGT 

Achtung der Würde alter Menschen 

18. Februar 2014, 14-18 Uhr in Bochum 

5. Gemeinsame Fachtagung mit der Gesellschaft für 

Soziale Psychiatrie und anderen Fachverbänden 

Begegnung mit süchtigen Klienten - eine unvermeidbare 

Herausforderung zum gemeinsamen Handeln  

06. März 2014 in Nürnberg 

10. Badischer BGT 

11. April 2014 in Freiburg  

14. bundesweiter BGT 

Wunsch und Wille der Betroffenen 

20.-22. November 2014 in Erkner bei Berlin 

Das aktuelle Programm der Tagungen und Tagungsma-

terialien sowie alle unsere Stellungnahmen finden Sie 

unter www.bgt-ev.de. 

Am 31.03.2014 ist der Einsendeschluss für die Bewer-

bung zum BGT-Förderpreis im Andenken an Lothar-

Kreyssig. Der Preis ist mit 5.000 Euro dotiert,  Haupt-

sponsor ist der Bundesanzeigerverlag. Der Preis wird an 

Einzelpersonen und Institutionen vergeben, die neue 

Wege gehen in der  Anwendungspraxis des Be-

treuungsrechts und bei der Förderung von Netzwerken 

im professionellen und ehrenamtlichen System des Be-

treuungswesens: www.bgt-ev.de/bgt-foerderpreis.html  

 

Wir hoffen, dass es Ihnen auf unseren Veranstaltungen 

im Jahr 2013 gefallen hat. Ein herzliches Dankeschön an 

alle, die bei der Vorbereitung dieser Tagungen engagiert 

waren!  

Wir wünschen Ihnen erholsame Feiertage und für das 

Jahr 2014 weiterhin alles Gute für Ihre engagierte Arbeit 

im Betreuungswesen! 

         

Peter Winterstein   Karl-Heinz Zander 

Vorsitzender   Geschäftsführer  


